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Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen 

(47. - öffentliche - Sitzung am 20. März 2020) 

Beratungsthemen:

1. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Haushaltsgesetzes 2020 (Nachtrags-

haushaltsgesetz 2020) 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/6095 

Der Ausschuss führte die Mitberatung durch. Gegenüber dem - federführenden - 

Ausschuss für Haushalt und Finanzen votierte er dafür, den Empfehlungen des 

Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes zu folgen und den Gesetzentwurf in der Fassung 

der Vorlage 1 anzunehmen. 

Zustimmung:  SPD, CDU, FDP, AfD 

Ablehnung:  - 

Enthaltung:  GRÜNE 

2. Entwurf eines Gesetzes zu dem Staatsvertrag über die erweiterte Zuständigkeit der 

mit der Begleitung aufenthaltsbeendender Maßnahmen betrauten Bediensteten in 

den Ländern 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/5595 

Der Ausschuss führte die Mitberatung durch. Er schloss sich der Beschlussempfehlung 

des - federführenden - Ausschusses für Inneres und Sport an, den Gesetzentwurf 

unverändert anzunehmen. 

Zustimmung:  SPD, CDU, GRÜNE, FDP, AfD 

Ablehnung:  - 

Enthaltung:  - 

3. Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Unterrichtung durch die 

Landesregierung über die Auswirkung des Coronavirus auf die Justiz und über die 

Maßnahmen zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus

Der Ausschuss nahm eine kurze Unterrichtung entgegen. Er bat das Justizministerium, von 

der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen schriftlich eingereichte Fragen schriftlich zu 

beantworten. 


